
Kanton St.Gallen 
Amt für Soziales 

 Departement des Innern  

 

 

   

 

Gemeinsame elterliche Sorge 

Orientierungshilfe für Eltern Mai 2014 



 

 

Die Lebensrealitäten von Familien und deren Wahrneh-

mung in der Gesellschaft verändern sich kontinuierlich. Die 

Gesetzesrevision der elterlichen Sorge reagiert auf diesen 

Wandel.  

 

Die gemeinsame elterliche Sorge als Regelfall für Eltern 

gilt ab 1. Juli 2014. 

 

Ziele der Neuregelung: 

 Wahrung des Rechts des Kindes, das von einem oder 

beiden Elternteilen getrennt ist, regelmässige persön-

liche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden 

Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des 

Kindes widerspricht (Art. 9 Abs. 3 des Übereinkommens 

über die Rechte des Kindes, SR 0.107); 

 Stärkung beider Elternteile in ihrer Rolle als Eltern, die 

grundsätzlich auch bei Trennung oder Scheidung beste-

hen bleibt;  

 Gleichstellung unverheirateter und verheirateter Eltern.  

 

 

Wichtige Begriffe und deren Bedeutung 

Gemeinsame elterliche Sorge 

Grundsätzlich gilt, dass Eltern gemeinsam für das Wohl 

und die Entwicklung ihres Kindes verantwortlich sind, d.h. 

sie haben alles, was das Kind betrifft, gemeinsam zu 

regeln. Die elterliche Sorge ist das höchstpersönliche 

Recht und die Pflicht der Eltern, für ihre unmündigen Kin-

der zu sorgen, die im Alltag für Betreuung und Erziehung 

notwendigen Entscheidungen zu treffen und das Kindes-

vermögen zu verwalten.  

 

Im Zentrum steht das Wohl des Kindes. Der Staat schreitet 

nur dort ein, wo dieses gefährdet ist.  

 

Dem Kind ist seiner Reife entsprechend Freiheit in seiner 

Lebensgestaltung zu gewähren, und es ist in wichtigen 

Angelegenheiten auf seine Meinung Rücksicht zu nehmen. 

Die Obhut für das Kind ist Teil der elterlichen Sorge. Be-

treut ein Elternteil das Kind allein, liegen alltägliche oder 

dringliche Entscheidungen bei ihm. Diese Regelung gilt 

auch, wenn der andere Elternteil nicht mit vernünftigem 

Aufwand zu erreichen ist. 

Den Eltern steht im Rahmen der elterlichen Sorge das 

Recht zu, den Aufenthaltsort des Kindes zu bestimmen. 

Bei einem Wechsel des Aufenthaltsortes des Kindes ist die 

Zustimmung des anderen Elternteils bzw. die Entschei-

dung des Gerichts oder der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörde (KESB) notwendig, wenn: 

 der neue Aufenthaltsort im Ausland liegt; 

 der Wechsel des Aufenthaltsortes den anderen Elternteil 

in der Ausübung der elterlichen Sorge und die Besuchs-

kontakte erheblich beeinträchtigt. 

 

Für beide Elternteile besteht unabhängig vom Sorgerecht 

die Pflicht, den anderen Elternteil über einen Wohnsitz-

wechsel zu informieren. 

 

Beschränkung oder Entzug der elterlichen Sorge 

Grundsätzlich darf die elterliche Sorge nur beschränkt oder 

entzogen werden, wenn der Schutz des Kindes in Frage 

gestellt ist. Eltern, die aufgrund von Unerfahrenheit, Krank-

heit, Gebrechen, Abwesenheit, Gewalttätigkeit oder ähn-

lichen Gründen ausserstande sind, die elterliche Sorge 

pflichtgemäss auszuüben, kann diese laut Gesetz entzo-

gen werden. Ein Entzug der elterlichen Sorge steht am 

Schluss einer Reihe von Massnahmen, die Eltern in ihrer 

Aufgabe unterstützen und begleiten sollen. Dem zustän-

digen Gericht oder der zuständigen Kindes- und Erwachse-

nenschutzbehörde (KESB) stehen folgende Möglichkeiten 

zur Verfügung: 

 Ermahnen von Eltern und Kind oder Erteilen einer Wei-

sung an Eltern und Kind; 

 Ernennen eines Beistands für das Kind; 

 Entziehen der Obhut bzw. des Rechts der Eltern, den 

Aufenthaltsort des Kindes zu bestimmen; 

 Entziehen des Sorgerechts der Eltern. 

 

Wohl des Kindes 

Kinder haben Rechte. Die Wahrung des Kindeswohls 

berücksichtigt  

 das Recht auf Information; 

 das Recht auf Beteiligung; 

 das Recht darauf, dass die kindlichen Bedürfnisse und 

Interessen bei allen Entscheidungen und Handlungen 

der Erwachsenen in den Mittelpunkt gestellt werden. 

 

 



  

Die neue Regelung konkret 

Verheiratete Eltern 

Grundsätzlich steht verheirateten Eltern die gemeinsame 

elterliche Sorge zu. Solange die Kinder minderjährig sind, 

stehen sie unter der gemeinsamen elterlichen Sorge von 

Vater und Mutter. Üben die Eltern die elterliche Sorge ge-

meinsam aus und stirbt ein Elternteil, steht die elterliche 

Sorge dem überlebenden Elternteil zu. Die Volljährigkeit 

des Kindes beendet die elterliche Sorge. 

 

Namensgebung: Das Kind trägt den gemeinsamen Fami-

liennamen. Fehlt ein solcher, erhält das Kind den Ledig-

namen, den die Eltern bei der Eheschliessung für die Kin-

der bestimmt haben. Sind beide Elternteile ausländische 

Staatsangehörige, kann das Namensrecht des Heimat-

lands des Kindes berücksichtigt werden. Das Zivilstands-

amt prüft in solchen Fällen die von den Eltern gewünschte 

Namensführung aufgrund des Bundesgesetzes über das 

Internationale Privatrecht (SR 291). 

 

Unverheiratete Eltern 

Die Eltern können gleichzeitig mit der Kindesanerkennung 

des Vaters beim Zivilstandsamt in einer Erklärung bestäti-

gen, dass sie die gemeinsame Sorge für das Kind tragen. 

Sie haben das Recht, vor Abgabe einer Erklärung die Be-

ratung durch eine Fachperson der KESB oder einer Bera-

tungsstelle in Anspruch zu nehmen. Ein solches Gespräch 

dient dazu, über die aktuelle, aber auch die zukünftige 

Familien- und Betreuungssituation nachzudenken und in 

der Erklärung entsprechend zu formulieren. Bis zur Ab-

gabe der Erklärung ist die volljährige und urteilsfähige 

Mutter allein sorgeberechtigt. Wird die gemeinsame elter-

liche Sorge nicht gleichzeitig mit der zivilstandsamtlichen 

Kindesanerkennung beurkundet, ist die Erklärung der zu-

ständigen KESB einzureichen.  

 

Namensgebung: Das Kind erhält den Ledignamen der von 

Gesetzes wegen allein sorgeberechtigten Mutter. Steht die 

elterliche Sorge den Eltern gemeinsam zu, können sie den 

Ledignamen der Mutter oder des Vaters für das Kind wäh-

len. Sind beide Eltern ausländische Staatsangehörige, 

können sie beim Zivilstandsamt beantragen, dass das 

Namensrecht des Heimatlandes des Kindes zum Tragen 

kommt.   

Übergangsbestimmungen für unverheiratete Eltern 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Gesetzes-

revision, d.h. bis spätestens 30. Juni 2015, können die 

Eltern gemeinsam bei der KESB die elterliche Sorge 

beantragen. Weigert sich ein Elternteil, kann der andere 

Elternteil die gemeinsame elterliche Sorge oder das allei-

nige Sorgerecht selbständig bei der KESB beantragen. Bei 

einer Ablehnung des Antrags aufgrund einer Kindeswohl-

gefährdung kann erneut ein Antrag gestellt werden, wenn 

sich die Verhältnisse wesentlich verändert haben. Die 

elterliche Sorge darf in keinem Fall vor Ablauf eines Jahres 

nach ihrer Entziehung wiederhergestellt werden. 

 

Sich trennende Eltern 

Das gemeinsame Sorgerecht bleibt auch bei getrennter 

Wohnform unangetastet. Bei Uneinigkeit der Eltern bezüg-

lich der Besuchsregelung, den Betreuungsanteilen oder 

dem Kindesunterhalt kann bei verheirateten Eltern das 

zuständige Kreisgericht die Regelung verbindlich festlegen. 

Es befindet ebenfalls über Ausnahmen im gemeinsamen 

Sorgerecht, beispielweise bei einer Gefährdung des Kin-

deswohls. Bei Uneinigkeit von unverheirateten Eltern ist 

die KESB für die Regelung der Besuche und der Betreu-

ung zuständig und das Kreisgericht für die Regelung des 

Kindesunterhalts.  

 

Geschiedene Eltern 

Geschiedene Eltern können bei der KESB eine Erklärung 

einreichen, dass sie die elterliche Sorge gemeinsam tra-

gen, wenn sie sich einig sind. Liegt die Scheidung nicht 

länger als fünf Jahre zurück (Stichtag 1. Juli 2009), kann 

der Elternteil, dem das Sorgerecht bei der Scheidung ent-

zogen wurde, beim zuständigen Gericht den Antrag auf 

gemeinsame elterliche Sorge einreichen, auch gegen den 

Willen des anderen Elternteils. 

 

Sich scheidende Eltern 

Das während der Ehe bestandene gemeinsame Sorge-

recht bleibt vom Gericht unangetastet. Über Ausnahmen, 

beispielweise bei einer Gefährdung des Kindeswohls, be-

findet das Scheidungsgericht. Das Gericht hat die Möglich-

keit, das ehelich gelebte Rollenmodell richterlich zu bestäti-

gen. Es kann die bisher gelebten Kinderbetreuungsanteile 

auch gegen den Willen des hauptbetreuenden Elternteils 

verbindlich regeln. 



  

Zuständige Stellen und Kontaktadressen 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) 

Für die interdisziplinär zusammengesetzte Behörde hat 

das Wohl des Kindes erste Priorität. Bei einer Kindeswohl-

gefährdung trifft die KESB geeignete Massnahmen zum 

Schutz des Kindes. Die KESB ist gegenüber unverheirate-

ten Eltern zur Beratung verpflichtet, sei dies vor und zu Be-

ginn einer Elternschaft oder auch bei einer Trennung. Eine 

Beratung lohnt sich insbesondere für Eltern, die nicht im 

gleichen Haushalt leben. In diesem Fall können alle Kin-

derbelange, auch der Unterhalt, schriftlich geregelt werden. 

Unterhaltsverträge werden für das Kind erst mit der Ge-

nehmigung durch die KESB verbindlich. 

 

Zuständigkeiten 

 Nachträgliche Anpassungen nach einer Scheidung: 

 bei gemeinsamem Antrag der Eltern; 

 Neuregelung der Betreuungsanteile oder der 

Besuchskontakte.  

 Bei unverheirateten Eltern: 

 Entgegennahme der Erklärung zu einem späteren 

Zeitpunkt als der Anerkennung der Vaterschaft; 

 Verfügung der gemeinsamen elterlichen Sorge bei 

Weigerung eines Elternteils; 

 Regelung strittiger Punkte, soweit sie das Kind betref-

fen (Ausnahme: Unterhalt); 

 Neuregelung der elterlichen Sorge bei wesentlicher 

Änderung der Verhältnisse zur Wahrung des Kindes-

wohls; 

 Neuregelung von Obhut, Besuchskontakten oder Be-

treuungsanteilen.  

 

Website zu den regionalen Behörden:  

www.kesb.sg.ch → Regionen 

 

Gericht 

Für die Regelung von Scheidungsbelangen ist das Kreis-

gericht zuständig. Es überprüft, ob die von den Eltern vor-

gelegte Konvention mit dem Kindeswohl vereinbar ist und 

regelt Obhut, Kontaktrecht, Unterhalt und Betreuungsan-

teile. Das Kreisgericht ist u.a. verpflichtet, ein Kind, soweit 

es urteilsfähig ist, zu einer Kindesanhörung einzuladen. 

 

 

Zuständigkeiten  

 Sorgerecht und alle weiteren, das Kind betreffende 

Regelungen bei Trennung oder Scheidung;  

 Neuregelung der elterlichen Sorge, der Obhut oder des 

Unterhalts nach der Scheidung;  

 Bei unverheirateten Eltern: 

 Vaterschaftsklage; 

 Regelung des Kindesunterhalts; 

 Nachträgliche Anpassungen des Unterhalts. 

 

Website zu den regionalen Kreisgerichten:  

www.gerichte.sg.ch → Gerichte → Kreisgerichte 

 

Zivilstandsamt 

Das Zivilstandsamt erledigt die in der Zivilstandsverord-

nung (abgekürzt ZStV) vorgesehenen Aufgaben. Es ist u.a. 

zuständig für das Beurkunden von Geburten, Eheschlies-

sungen, Partnerschaften und Todesfällen. Es hat keine Be-

ratungspflicht betreffend Vereinbarung der gemeinsamen 

elterlichen Sorge. 

 

Zuständigkeiten 

 Entgegennahme der Kindesanerkennung durch den 

Vater; 

 Entgegennahme der Erklärung der gemeinsamen elter-

lichen Sorge bei gleichzeitiger Kindesanerkennung 

durch den Vater. 

 

Website zu den regionalen Zivilstandskreisen: 

www.afbz.sg.ch → Zivilstandswesen → Zivilstandskreise 

 

Beratungsstellen 

Im Kanton St.Gallen stehen unterschiedliche Beratungs-

stellen für Paare und Eltern zur Verfügung, beispielsweise: 

 Beratungsstellen für Familienplanung, Schwangerschaft 

und Sexualität 

www.fzsg.ch → Beratungsstellen  

 Beratungsstelle für Familien in der Stadt St.Gallen 

www.familienberatung-sg.ch 

 Eheberatung für St.Gallen, Appenzell AR, Sargans, 

Altstätten  

www.eheberatung-ostschweiz.ch 

 Weitere Erziehungs- und Familienberatungsstellen 

gemäss Sozialberatungsverzeichnis  

www.soziales.sg.ch → Sozialberatung 

http://www.bj.admin.ch/bj/de/home/themen/gesellschaft/zivilstand/rechtsgrundlagen.html
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